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Die politische Linke fordert «Nachhaltigkeit» im 
Umgang mit Energie, soweit diese aus Erdöl, Erdgas 
oder Kohle stammt. Es gehe darum, nicht auf Kosten 

nachfolgender Generationen zu leben. Man ist bereit, 

mithilfe von Steuergeldern und Subventionen vier- 

oder fünfmal mehr für Energie zu bezahlen als auf 

dem Markt, wenn nur keine Energie aus erschöpfba-

ren Ressourcen genutzt wird. 

Mit welchem Resultat? Wir 

verbrauchen zu viele andere 

noch knappere Bodenschät-

ze, etwa Kupfer für den Aus-

bau der Netzinfrastruktur. 

Wir setzen über falsche Prei-

se Anreize zu Fehlinvestitio-

nen, wir machen uns das Le-

ben unnötig teuer und kom-

pliziert, und zu guter Letzt 

verbrauchen andere Länder, 

wo die Energiepreise nur halb so hoch sind wie bei 

uns, unser «gespartes» Erdöl. Von echtem Sparen 

oder Nachhaltigkeit kann keine Rede sein. Wenn wir 

kritisch mit uns sind, müssen wir zugeben, dass das 

keine intelligente Strategie ist.

Es gäbe sehr wohl Bereiche, wo man echte Nachhal-
tigkeit zum Schutze unserer Kinder und Kindeskin-
der in die Tat umsetzen könnte: etwa bei der Alters-

vorsorge im Rahmen der Pensionskassen. Dort ist es 

so, dass die obligatorischen Renten an frisch Pensio-

nierte, je nach Pensionskasse, bis zu 40 Prozent hö-

her sind, als sich aus dem angesparten Kapital, das 

heisst aus Beiträgen und Kapitalerträgen, zuverlässig 

finanzieren lässt. Pro 100 000 Franken Alterskapital 

werden heute während mehr als 20 Jahren 6800 

Franken pro Jahr bezahlt anstatt weniger als 5000 

Franken. Zusätzlich werden noch Renten für Wit-

wen, Witwer und deren Kinder entrichtet. Es ist klar, 

wer diese zu hohen Renten finanziert: unsere Kinder 

und Kindeskinder, die dereinst keine Pensionszah-

lungen mehr erhalten werden. Wenn wir kritisch mit 

uns sind, müssen wir zugeben, dass das weder intelli-

gent noch fair ist. Und Pseudonachhaltigkeit beim 

Energiesparen zu fordern und echte Nachhaltigkeit 

bei den Renten zu bekämpfen, ist mehr als inkonsis-

tent. Der Ausweg aus beiden Problemen liegt in der 

Kostenwahrheit, das heisst bei der Verwendung kor-

rekter Preise für knappe Ressourcen, auch korrekter 

Zinsen für die Verzinsung des Alterskapitals. Das soll 

uns nicht hindern, in künftig nutzbare Erdölfelder 

oder beispielsweise in die solare Wasserstoffproduk-

tion in Nordafrika zu investieren. Es muss einfach 

ökonomisch Sinn machen und nicht nur eine subven-

tionierte Verschleuderung knapper Ressourcen sein.
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Sind Sie in einer Gewerkschaft? 
Heute nicht mehr, aber während 

meiner Lehre als Maschinen-

zeichner war ich beim Smuv.

Sind Gewerkschaften wichtig? 
Natürlich. Eine funktionierende 

Sozialpartnerschaft ist zentral. 

Seit der Einführung der flankie-

renden Massnahmen ist die Rolle 

der Sozialpartner noch wichtiger 

geworden.

Gewerkschaften sehen  
die  Zuwanderung immer 
 kritischer. Was bringt sie uns?
Mehr Wohlstand für alle: Die Er-

werbstätigkeit hat in zehn Jahren 

um 560 000 Leute zugenommen. 

Die Bevölkerung ist um 730 000 

Leute gewachsen, die Lohnsum-

me aber um 88 Milliarden. So er-

hält jeder Erwerbstätige gut 1000 

Franken mehr im Jahr. 

Kritiker sagen aber, bei uns 
stagnierten die Tiefstlöhne. 
Die Statistiken zeigen, dass die 

Löhne oben und unten am stärks-

ten angestiegen sind. Dank der 

flankierenden Massnahmen konn-

ten die tieferen Löhne geschützt 

werden. Unser Arbeitsmarkt pro-

duziert eine der egalitärsten Lohn-

verteilungen aller OECD-Länder. 

Wie wurde diese 
 Lohnverteilung möglich? 
Dank der hohen Arbeitsmarktbe-

teiligung – von fünf Erwerbsfähi-

gen sind vier erwerbstätig – und 

der tiefen Arbeitslosigkeit. Eine 

ungleiche Lohnverteilung ent-

steht dann, wenn die Leute vom 

Arbeitsmarkt ausgeschlossen 

sind. In der Schweiz hatten wir 

eine starke Zunahme des Wohl-

stands, und wir hatten über das 

vergangene Jahrzehnt ein sattes 

Wachstum, an dem alle teilhaben 

konnten. Jetzt kaprizieren wir uns 

auf die Spitzeneinkommen.

Sie kritisieren die  
1:12-Initiative. Können Sie  
ihr auch Positives abgewinnen? 
Beim besten Willen nicht. Mit der 

1:12-Initiative werden vorwie-

gend die Empörung und eine 

 unschweizerische Neidkultur be-

wirtschaftet.

Gewerkschaften fordern per 
Initiative einen generellen Min-
destlohn. Ist das sinnvoller? 
Nicht bei uns. Sehen Sie: Deutsch-

land konnte zwar dank einer star-

ken Zunahme der Produktivität 

den Titel des Exportweltmeisters 

erobern. Es zahlt dafür aber einen 

hohen Preis: Die Kaufkraft der Er-

werbstätigen stagniert, und die 

Arbeitsbedingungen am unteren 

Ende der Lohnverteilung erodie-

ren. In Deutschland wäre ich des-

halb auch für eine Lohnuntergren-

ze wie sie Frau Merkel fordert. 

Warum nicht in der Schweiz? 
Wir haben eine komplett andere 

Situation: In der Schweiz haben 

sich Produktivität und Kaufkraft 

über die letzten zehn Jahre sehr 

gleichmässig entwickelt. Und wir 

haben glücklicherweise keinen 

eigentlichen Niedriglohnsektor.

Gibt es genügend Kontrollen? 
Ja, im Rahmen der flankierenden 

Massnahmen wird fast die Hälfte 

der Entsandten aus der EU kont-

rolliert. Nochmals: Das Problem 

liegt nicht bei den Niedriglöhnen. 

Es sind eher die besser Qualifi-

zierten, die aufgrund der Freizü-

gigkeit einem stärkeren Wettbe-

werb ausgesetzt sind. Deren 

 Löhne sind auch gestiegen, aber 

weniger stark als vor der Perso-

nenfreizügigkeit, im damals noch 

abgeschotteten Markt.

Die heutige Zuwanderung  
hat keine negativen Folgen? 
Die Zuwanderung muss heute für 

alle politischen Versäumnisse und 

Reformdefizite der letzten zehn 

Jahre herhalten. Nüchtern be-

trachtet sind es nicht die Zuwan-

derer, die uns den Dichtestress be-

scheren. Wir selbst haben uns 

breiter gemacht. Wir haben grös-

sere Wohnungen, und die Mobili-

tät hat vor allem in der Freizeit 

stark zugenommen. Wir benutzen 

heute eine «Bahn 2000», die in 

den 1990ern aufgrund der dama-

ligen Bedürfnisse konzipiert wor-

den ist und nicht eine Bahn  2013. 

Der Erfolg der letzten Jahre schafft 

eben auch Reformbedarf. 

Mit dem Argument, wir hätten 
nur ein Infrastrukturproblem, 

wollen Sie die nahenden 
 Abstimmungen gewinnen? 
Hohes Wachstum verursacht 

einen schnelleren Strukturwan-

del. Diesen zu verdauen, ist eine 

Herausforderung. Ich bin aber 

überzeugt, dass wir gute Argu-

mente haben für die Freizügigkeit 

und dass sich diese durchsetzen.

Was wären die Folgen  
der  Annahme der Massen-
einwanderungsinitiative? 
Die Kontingentsbürokratie müss-

te wieder hochgefahren werden. 

Im Gegenzug müssten die flankie-

renden Massnahmen mit der 

Arbeitsmarktbeobachtung abge-

baut werden. Denn diese sind klar 

mit dem Freizügigkeitsregime ver-

bunden. Sehen Sie: Absolut gese-

hen hatten wir unter dem alten 

Kontingentsystem eine noch stär-

kere Zuwanderung als heute. Das 

planwirtschaftliche Kontingent-

system, das wir 70 Jahre lang hat-

ten, ist gescheitert. Die nachfrage-

gesteuerte Personenfreizügigkeit 

ist aber ein Erfolgsmodell.

Tankstellenshops dürfen nun 
rund um die Uhr das ganze 
 Sortiment anbieten. Kommt  
die grosse Flexibilisierung? 
Nein, ganz sicher nicht. Das hat 

der Bundesrat auch klar gesagt. 

Das heisst aber nicht, dass nun 

 alle Probleme im Arbeitsgesetz 

endgültig gelöst sind.

Sie wünschen sich eine Flexibi-
lisierung des Arbeitsrechtes? 
Wir haben ein Arbeitsgesetz aus 

den 60er-Jahren. Damals hatten 

fast nur Männer eine Lohnarbeit, 

und die Frauen besorgten den 

Haushalt. Wir hatten eine Globa-

lisierung und den Wandel von der 

Industrie- zur Dienstleistungs-

gesellschaft. Bei dieser veränder-

ten Arbeitswelt überrascht es 

nicht, dass es Konflikte zwischen 

der Arbeitspraxis und den arbeits-

rechtlichen Vorgaben gibt. 

Wo gibt es Konflikte? 
Nehmen Sie die Vertrauens-

arbeitszeit. Hier bemängelt die 

Arbeitnehmerseite, dass diese 

ausgenutzt werde. Die Gegensei-

te will fast gar nichts mehr regeln. 

In der Realität braucht es einen 

Mittelweg. Ich fordere vor allem 

die Arbeitnehmer auf, sich kons-

truktiv in die Gespräche einzu-

bringen. 

Sie wünschten sich also 
 offenere Gewerkschaften? 
Ja, es liegt im Interesse der Be-

schäftigten, dass sich die Gewerk-

schaften dem Dialog nicht entzie-

hen. Wenn es den Sozialpartnern 

nicht gelingt, Lösungen zu finden, 

werden sie von der Politik über-

holt. Mir ist es aber lieber, wenn die 

Probleme zwischen den Sozial-

partnern am Verhandlungstisch 

statt an der Urne gelöst werden.

Zürcher: «Besser Qualifizierte sind aufgrund der Freizügigkeit stärkerem Wettbewerb ausgesetzt»

Richemont-Verwaltungsratspräsident Johan Rupert  
war nicht bekannt dafür, sich an der Spitze der 
 Bewegung für gute Unternehmensführung 
 aufzuhalten. Im Gegenteil: Experten und Verfechter 
von Fragen rund um Corporate Governance soll er  
einmal als «Monkeys», als Affen, bezeichnet haben. 
Nun hat sich auch Rupert dem Regelwerk für Firmen 
gebeugt. Der mächtige Richemont-Präsident, der ein 
12-monatiges Sabbatical plant, wollte sich – trotz 

 bevorstehender Abwesenheit – an der 
 Richemont-GV Mitte September wie-

derwählen lassen. Mit dieser Idee zog 
er den Zorn von Aktionärsberatern 
wie zCapital auf sich. Richemont ging 
zunächst auf deren Forderung, sich 

für das Sabbatical oder die 
Firma zu entscheiden, nicht 
ein. Die Überraschung an 
der GV: Rupert zog seine 

VRP-Kandidatur zurück – er 
gehe erst mal in die Auszeit.
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